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in Westdeutschland, Besatzungsstatut und ausländische Truppen in West­
berlin), um sie für den kalten Krieg und für die Vorbereitung eines heißen 
Krieges auszunutzen. Weil die aggressiven Kreise des deutschen Finanzkapi­
tals und ihre Adenauer-Regierung sehr gut verstehen, daß Westdeutschland 
allein nicht imstande ist, eine Kriegsaggression gegen die Deutsche Demokra­
tische Republik, die Sowjetunion und andere volksdemokratische Länder 
durchzuführen, wurde im Bonner Bundestag die feste Bindung Westdeutsch­
lands an die USA besonders hervorgehoben. In der Tat ist Westdeutschland 
heute nichts anderes als ein Satellitenstaat der USA.

In voller Kenntnis der von der Adenauer-Regierung vertretenen Politik 
der Störung des Friedens proklamierten am 30. Juni 1960 die Sprecher Eurer 
Partei im Bundestag die Gleichschaltung mit der Außenpolitik der Adenauer- 
CDV. Sie liquidierten jede eigene Perspektive der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands jede unabhängige, eigenständige Politik Eurer Partei in 
den Grundfragen der deutschen Arbeiterklasse und der deutschen Nation. 
Wir begreifen, daß es für viele von Euch nicht leicht ist, die Tragweite der 
Kapitulation der rechten Führer Eurer Partei zu verstehen und die unver­
meidlichen Schlußfolgerungen zu ziehen. Auch wir hätten lieber Eure Führer 
als Kämpfer für Frieden und Demokratie denn als Kapitulanten gesehen. 
Aber Tatsachen sind Tatsachen.

Hier ist sie, diese Politik, zu der - mit Ausnahme der widerrechtlich ver­
botenen Kommunistischen Partei Deutschlands - keine andere westdeutsche 
Partei eine Alternative hat:

1 .Verschärfte Fortführung der Aufrüstung einschließlich atomarer Auf­
rüstung und Ausrüstung der Bonner Armee mit Raketen und nuklearen 
Waffen. Westdeutschland wird mit Kernwaffendepots und Raketenbasen 
übersät und als eines der wichtigsten Zentren für die amerikanisdien Spio­
nageflüge und Provokationen gegen die Sowjetunion und andere sozialisti­
sche Länder weiter ausgebaut.

Webner und Erler sagten dazu: ja! Aber Ihr kennt aus den Erklärungen 
des sowjetischen Verteidigungsministers das Schicksal, das jenen Kriegsbasen 
droht, von denen aus Provokationen gegen die sozialistischen Länder gestar­
tet werden.

2. Die Interessen der amerikanischen Imperialisten werden in jeder Bezie­
hung höher gestellt als die Interessen der westdeutschen Bevölkerung und der 
deutschen Nation. Der NATO, diesem Kriegspakt mit den Großkapitalisten 
der Westmächte, werden bedenkenlos der Friede, die Einheit der deutschen 
Nation, das Schicksal der westdeutschen Arbeiter und ganz Westdeutschlands
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